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Zessionsverbot 

§ 1396a. (1) Eine Vereinbarung, dass eine Geldforderung zwischen Unternehmern aus 
unternehmerischen Geschäften nicht abgetreten werden darf (Zessionsverbot), ist nur verbindlich, wenn 
sie im Einzelnen ausgehandelt worden ist und den Gläubiger unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Falles nicht gröblich benachteiligt. Auch ein solches Zessionsverbot steht der Wirksamkeit einer 
Abtretung aber nicht entgegen; sobald die Abtretung und der Übernehmer dem Schuldner bekannt 
gemacht worden sind, kann dieser nicht mehr mit schuldbefreiender Wirkung an den Überträger leisten, 
es sei denn, dass ihm dabei nur leichte Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(2) Rechte des Schuldners gegen den Überträger wegen der Verletzung eines verbindlichen 
Zessionsverbots bleiben unberührt, sie können aber gegen die Forderung nicht eingewendet werden. Der 
Übernehmer haftet dem Schuldner nicht allein deshalb, weil er das Zessionsverbot gekannt hat. 

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht für Zessionsverbote, die zwischen einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts oder einer von dieser gegründeten Einrichtung und einem Förderungswerber 
vereinbart werden. 


